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Einleitung 

A. Einführung in das Thema 

Die Änderungskündigung zur Entgeltreduzierung erfreut sich nach wie 
vor ungebrochener Aktualität und ist doch angesichts der gefestigten Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts seit dessen grundlegender Entschei-
dung vom 20.03.1986 1 in der Regel unwirksam, wenn sie einer gerichtli-
chen Überprüfung unterzogen wird. Nach dieser Rechtsprechung kann die 
Unrentabilität ohne weitere Rationalisierungsmaßnahmen ein Grund für 
eine betriebsbedingte Änderungskündigung zur Entgeltreduzierung sein, 
wenn durch die Senkung der Personalkosten die Stilllegung des Betriebes 
oder die Reduzierung der Belegschaft verhindert werden kann.2 

Die Bedeutung der Änderungskündigung als Anpassungsinstrument 
nimmt angesichts vieler Altverträge ohne flexible Klauseln an praktischer 
Bedeutung ständig zu. Sieht sich ein Unternehmen veranlasst, die Entgelte 
veränderten wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen, so wird in einem 
ersten Schritt die Belegschaft aufgefordert, einer Änderung der Arbeitsbe-
dingungen freiwillig zuzustimmen. In jüngster Zeit sind in der Presse zwei 
Fälle bekannt geworden, in denen die Unternehmen Hewlett Packard3 und 
Wacker-Chemie4 ihre Mitarbeiter aufforderten, auf Teile ihres Lohnes zu 
verzichten. Hintergrund für die Appelle an die Belegschaften war die Flaute 
in der Technologiebranche: Obwohl Wacker-Chemie im vergangenen Jahr 
dank seiner Halbleitersparte noch Rekordergebnisse erzielt hatte, sah sich 
das Unternehmen aufgrund der negativen Branchenkonjunktur zu einer Re-
duzierung des Personalaufwandes gezwungen, um zumindest für die nächs-
te Zeit Entlassungen zu vermeiden. Die Gehaltskürzung sollte befristet 
sein und ab Oktober 2001 greifen.5 Inwieweit die Mitarbeiter von Wacker-
Chemie dem Lohnverzicht zugestimmt haben, ist nicht bekannt geworden. 

I BAG Urteil vom 20.03.1986 - 2 AZR 294/85 - AP Nr. 14 zu § 2 KSchG 
1969. 

2 BAG Urteil vom 20.03.1986 - 2 AZR 294/85 - AP Nr. 14 zu § 2 KSchG 
1969. 

3 Vgl. die Berichterstattung in "Der Tagesspiegel" vom 13.07.2001. 
4 Vgl. die Berichterstattung in "Handelsblatt" vom 05.08.2001 und "Frankfurter 

Allgemeine Zeitung" vom 11.08.2001. 
5 "Handelsblatt" vom 05.08.2001. 

2* 
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Bei Hewlett Packard fiel der Gewinn im Ende Juli 2001 abgeschlossenen 
dritten Quartal des laufenden Geschäftsjahres um 89% auf 111 Millionen 
Dollar, der Umsatz ging um 14% auf 10,1 Milliarden Dollar zuriick.6 In 
diesem Unternehmen erklärten sich deshalb 80% der Mitarbeiter bereit, 
freiwillig von Juli bis Oktober auf zehn Prozent ihres Gehalts oder einen 
entsprechenden Urlaubsanteil von 8 Tagen zu verzichten. Dadurch konnten 
im Geschäftsjahr 2001 7,7 Millionen Euro (15,1 Millionen DM) eingespart 
werden.7 

So, wie in diesen beiden aktuellen und beispielhaft genannten Fällen -
man erinnere sich nur an die Geschehnisse bei "Viessmann,,8 und "Holz-
mann,,9 -, werden in der Praxis die weitaus meisten Arbeitnehmer - den 
Erhalt des Arbeitsplatzes vor Augen - freiwillig einer Änderung der Ar-
beitsbedingungen zustimmen. Auch in den Fällen, in denen die Rechtspre-
chung über die Rechtsmäßigkeit von Änderungskündigungen zur Entgelt-
reduzierung entschieden hat, hatte in den Unternehmen der überwiegende 
Teil der Arbeitnehmer einer Reduzierung der Entgelte zugestimmt. 10 

Den wenigen Arbeitnehmern, die in einer solchen Situation einer freiwil-
ligen Entgeltabsenkung nicht zustimmen und die von ihrem Recht Ge-
brauch machen, "nein" zu sagen, kann der Arbeitgeber Änderungskündigun-
gen aussprechen. In diesen wenigen Fällen treten die eigentlichen Schwie-
rigkeiten auf: Es hat noch keinen vom Bundesarbeitgericht entschiedenen 
Fall gegeben, in dem eine betriebsbedingte Änderungskündigung zur Ent-
geltreduzierung sozial gerechtfertigt war. Käme es zu einer gerichtlichen 

6 "Handelsblatt" vom 04.09.2001. 
7 "Handelsblatt" vom 05.08.2001. 
8 Bei Viessmann waren 96% der Belegschaft bereit, die Wochenarbeitszeit von 

35 auf 38 Stunden ohne Lohnausgleich anzuheben, um zu erreichen, dass das Unter-
nehmen für drei Jahre auf betriebsbedingte Kündigungen und auf die Verlagerung 
der Produktion nach Tschechien verzichtete (v gl. hierzu AG Marburg Beschluss 
vom 07.08.1996 - 1 BV 6/96 und 10/96 - NZA 1997, 1331). 

9 Die Arbeitnehmer von Holzmann waren bereit, auf 6 % ihres Lohnes bei einer 
von 39 auf 43 Stunden steigenden Wochenarbeitszeit zu verzichten. Zu diesem 
Lohnverzicht kam es nicht mehr, nachdem ein erster Sozialplan abgeschlossen 
wurde, der den betroffenen Arbeitnehmern einen Übergang in die eigens gegründete 
Beschäftigungsgesellschaft "mypegasus" ermöglichte. In dem später vereinbarten 
Tarifvertrag wurde die Wochenarbeitszeit um fünf Stunden erhöht. Die geleisteten 
Mehrarbeitsstunden werden auf einem Zeitkonto gutgeschrieben und an die Arbeit-
nehmer ab Mitte 2002 ausgezahlt, wenn das Unternehmen Gewinne erzielt (vgl. nur 
"Die Welt" vom 22.11.1999 und vom 12.01.2001 und vom 22.01.2000). 

10 So lag die Zahl der einvernehmlichen Änderungen in dem am 11.1 0.1989 (- 2 
AZR 61/89 - AP Nr. 47 zu § 1 KSchG 1969) entschiedenen Fall bei 89%, im am 
12.11.1998 (- 2 AZR 9l/98 - AP Nr. 51 zu § 2 KSchG 1969) entschiedenen Fall 
bei 81 % und im am 01.07.1999 (- 2 AZR 826/98 - AP Nr. 53 zu § 2 KSchG 
1969) entschiedenen Fall bei 85%. 
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Überprüfung einer solchen Änderungskündigung, so würde dem Arbeitge-
ber mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit durch das Arbeitsge-
richt bescheinigt werden, dass die Kündigung den von der Rechtsprechung 
geforderten Voraussetzungen nicht entspricht. Die Folgen einer solchen Ent-
scheidung sind allen Seiten nicht zuträglich. Mit Sicherheit schadet es dem 
sozialen Frieden und der ausgewogenen Stimmung einer Betriebsgemein-
schaft, wenn ein Arbeitnehmer mit einem seiner Klage stattgebenden Urteil 
in den Betrieb zurückkehrt und bescheinigt bekommen hat, dass er - aber 
auch kein anderer Mitarbeiter - den vom Arbeitgeber angesonnenen Ände-
rungen unter keinen Umständen hätte zustimmen müssen. 

Abgesehen von - jedenfalls bei dauerhaften Änderungen der Arbeitsbe-
dingungen - langfristig unterschiedlichen Entlohnungen der Arbeitnehmer, 
die die gleiche Arbeit verrichten, geht das vom Arbeitgeber verfolgte unter-
nehmerische Konzept nicht auf. Dies kann im äußersten Fall zu einer Ge-
fährdung der Arbeitsplätze der Mehrheit führen, weil die unternehmerische 
Planung von einer gleichmäßigen Beteiligung aller Arbeitnehmer ausging. 11 

Es wird den Arbeitgeber auch nicht befriedigen, dass er - wie das Bundes-
arbeitsgericht l2 einem Arbeitgeber bescheinigte - durch die Einsparungen 
bei allen zustimmenden Arbeitnehmern bereits einen Entlastungseffekt er-
zielt und er schon "genug" gespart hat. 

Die vom Bundesarbeitsgericht an eine Änderungskündigung zur Entgelt-
reduzierung gestellten Anforderungen werden überwiegend als ungewöhn-
lich hoch empfunden. Der Inhalt des Arbeitsverhältnisses wird von der 
Rechtsprechung offensichtlich stärker geschützt als der Bestand desselben. 
Der Arbeitgeber ist meist berechtigt, einen unrentablen Betrieb oder einen 
Betriebsteil stillzulegen; es wird ihm jedoch versagt, die ungeschmälerte 
Belegschaft zu geänderten, wenn auch schlechteren Bedingungen weiter-
arbeiten zu lassen. 13 Die Konsequenz für ein Unternehmen, das sich seine 

11 Riehle, Sonderbeilage zu NZA Heft 3/2000, S. 34, 38. 
12 Urteil vom 01.07.1999 - 2 AZR 826/98 - AP Nr. 53 zu § 2 KSchG. Nach 

Auffassung des Bundesarbeitsgerichts lag in dem zu entscheidenden Fall ein drin-
gendes betriebliches Erfordernis für eine betriebsbedingte Änderungskündigung 
nicht vor: Es sei auch zu berücksichtigen, dass in dem maßgeblichen Zeitpunkt des 
Kündigungsausspruchs gegenüber einem Arbeitnehmer die Mindereinnahmen des 
Unternehmens zu einem ganz erheblichen Teil bereits dadurch ausgeglichen waren, 
dass der Großteil der Arbeitnehmerschaft einer Lohnkürzung zugestimmt hatte. 
Konsequenz dieses Urteils wäre, eine einvernehmliche Lösung überhaupt nicht zu 
versuchen, sondern sogleich gegenüber allen Arbeitnehmern eine Änderungskündi-
gung auszusprechen, damit der Arbeitgeber im Zeitpunkt des Kündigungsausspruchs 
noch keine Einsparungserfolge erzielt hat, die ihm später vom Gericht vorgehalten 
werden. 

13 Berger-Delhey, Anmerkung zu BAG Urteil vom 11.10.1989 - 2 AZR 61/89-
AP Nr. 47 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung; ders., DB 1991, 1571, 
1573. 


